
faschistische oder militaristische Ideologien verherr­
lichen“. Von Interesse ist weiter, daß nach § 3 Abs. 5 
diese Erzeugnisse „selbständig durch die Deutsche 
Volkspolizei einzuziehen und zu vernichten“ sind, d. h. 
lie selbständige Einziehung im Verfahren nach §§ 266 f. 
StPO kommt in diesen Fällen nicht in Frage. Abschlie­
ßend ist auf die bedeutsamen § 13 (Konzessionsentzie­
hung gegenüber wiederholt gegen die VO verstoßenden 
Gewerbetreibenden) und § 14 (Pflicht zum Aushang der 
VO in allen in ihr genannten Einrichtungen) hinzu­
weisen.

Der Förderung des leiblichen Wohls unserer Jugend 
dient die Verordnung zur Einführung der verbesserten 
Schulspeisung vom 14. Juli 1955 (GBl. I S. 517), die zu­
sammen mit der Anordnung über die Durchführung der 
Schulspeisung an den allgemeinbildenden Schulen, Be­
rufsschulen, Horten der Schulklubs und in Einrichtun­
gen der Vorschulerziehung vom 20. Juli 1955 (ebenda) 
den gesamten Komplex der Schulspeisung neu regelt. 
Aus der letzteren AO ist hervorzuheben, daß die für 
jede Portion vorgeschriebenen Zutaten an Fleisch ge­
genüber der bisherigen Regelung verdoppelt, an Fett 
sogar vervierfacht werden. Die Gesamtanzahl der täg­
lich auszugebenden Schulmahlzeiten wird auf 1 075 000 
festgelegt.

Die Verbesserung der Lehrerausbildung bezweckt die 
Anordnung über die Errichtung und die Rechtsstellung 
von Instituten für Lehrerbildung vom 7. September 1955 
(GBl. I S. 635), mit welcher zusätzlich zu den bisherigen 
Lehrerbildungsinstituten nicht weniger als 15 bisherige 
Oberschulen für die Zwecke der Lehrerausbildung spe­
zialisiert, d. h. in entsprechende Institute umgewandelt 
werden. Die AO verleiht den Instituten für Lehrer­
bildung eigene Rechtspersönlichkeit und unterstellt sie 
unmittelbar den Abteilungen Volksbildung bei den 
Räten der Bezirke.

Im Zusammenhang mit der in der letzten Übersicht 
besprochenen Neuregelung des Stipendienwesens an 
den Universitäten ist die Zweite Durchführungsbestim­
mung zur Verordnung über die Sozialpflichtversiche­
rung der Studenten, Hoch- und Fachschüler vom 
12. August 1955 (GBl. I S. 574) von Interesse. Nach § 16 
der StipendienVO vom 3. Februar 1955 sind Empfänger 
von Stipendien- und Studienbeihilfen zwar in der 
Sozialversicherung, aber von der Zahlung von Beiträgen 
befreit. Durch die vorliegende DB mußte dement­
sprechend die bisherige Regelung der Sozialpflichtver­
sicherung der Studenten durch VO vom 2. Februar 1950 
(GBl. S. 7), die nur für Vollstipendiaten Beitragsfreiheit 
vorsah, im übrigen aber einen Monatsbeitrag von 6 DM 
festsetzte, geändert werden. In ihr wird klargestellt, 
daß die Beitragsfreiheit auch da eintritt, wo die Studien­
beihilfe nur in dem Erlaß der Studiengebühren besteht. 
Bemerkenswert ist, daß die Vorteile der Sozialversiche­
rung auch ausländischen Studenten und Aspiranten, die 
mit Genehmigung des Staatssekretariats für Hochschul­
wesen hier studieren, zugute kommt, ebenso wie unse­
ren Studenten und Aspiranten an ausländischen Uni­
versitäten.

Ebenfalls eine Förderung der Jugend, und zwar im 
Wege d^f Anerkennung besonders hervorragender Lei­
stungen jugendlicher Arbeiter und Arbeiterinnen, be­
zweckt die Verordnung über die Verleihung des Ehren­
titels „Hervorragende Jugendbrigade der Deutschen 
Demokratischen Republik“ vom 9. Juni 1955 (GBl. I
S. 609), ergänzt durch das Statut vom gleichen Tage 
(GBl. I S. 610). Die Verleihung dieses Ehrentitels, die 
die Erfüllung einer ganzen Reihe schwieriger Be­
dingungen — z. B. Steigerung der Arbeitsproduktivität 
über den Plan in jedem Monat des Jahres — voraus­
setzt, wird jeweils am 8. Februar, dem „Tag der Ju­
gend und des Sports“, vorgenommen; die ihm beige­
messene Bedeutung ist aus der Tatsache ersichtlich, 
daß über seine Verleihung der Ministerrat beschließt.

Zu dieser Gruppe von Normativakten zählt auch die 
Anordnung über den Leihverkehr der Bibliotheken der 
Deutschen Demokratischen Republik — Leihverkehrs­
ordnung (LVO) — vom 6. Juli 1955 (GBl. I S. 486). Die 
AO regelt und vereinheitlicht den Leihverkehr von 
Bibliothek zu Bibliothek, also für den Fall, daß ein 
Benutzer ein gewünschtes Buch in der Bibliothek, auf 
die seine Benutzerkarte lautet, nicht vorfindet. Die 
für die Förderung vor allem der wissenschaftlichen

Berufsarbeit sehr wertvolle AO ist gleichzeitig ein er­
freulicher Beweis dafür, daß der Aufbau eines die ge­
samte Republik umfassenden Netzes von Bibliotheken 
nunmehr im wesentlichen vollendet ist
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Bei einem Überblick über die Gesetzgebung des ver­

gangenen Quartals fällt die verhältnismäßig große Zahl 
von Normativakten auf, die grundsätzliche Fragen der 
P l a n u n g  behandeln. Das ist kein Zufall, sondern 
steht offensichtlich mit dem bevorstehenden Beginn 
eines neuen großen Abschnitts unserer Aufbauplanung, 
dem 2. Fünf jahrplan in Verbindung. Dieser Zusammen­
hang wird ausdrücklich festgestellt in der Anordnung 
zur Einführung neuer Planpreise für die Planung und 
Abrechnung der industriellen Produktion im 2. Fünf­
jahrplan vom 29. Juni 1955 (GBl. I S. 497). Hier wird 
bestimmt, daß von 1956 ab zur Planung und statisti­
schen Abrechnung der industriellen Bruttoproduktion 
nicht mehr die Meßwerte des Allgemeinen Warenver­
zeichnisses zu verwenden sind, sondern Planpreise, die 
für die gesamte Dauer des 2. Fünfjahrplans unverän­
derlich bleiben, und deren Basis grundsätzlich der 
Werkabgabepreis vom 1. Januar 1955 ist. Die Anord­
nung bestimmt im einzelnen, in welchen Fällen ent­
gegen diesem Grundsatz die neuen Planpreise auf an­
deren Grundlagen zu errechnen sind und welche Ab­
gaben bei der Festlegung der Planpreise nicht zu be­
rücksichtigen sind.

Auf demselben Gebiet liegen die Verordnung über 
die Ermittlung und Anwendung von Vorratsnormen für 
Material in der volkseigenen Wirtschaft (außer Handel) 
vom 14. Juli 1955 (GBl. I S. 541) und die Verordnung 
zur Verbesserung der Entwicklung, Anwendung und 
Kontrolle der Materialverbrauchsnormen vom gleichen 
Tage (GBl. I S. 543). Beide Verordnungen bezwecken 
eine Verbesserung der Planung auf den behandelten 
Gebieten, wobei die erstere davon ausgeht, daß unbe­
gründete, nicht produktionsnotwendige Vorräte die 
Volkswirtschaft schädigen, da dieses Material für an­
dere Verwendungsmöglichkeiten nicht zur Verfügung 
steht. Zur Vermeidung der Akkumulation solcher Vor­
räte ist eine strenge Kontrolle über die Entwicklung 
der Materialbestände in den volkseigenen Betrieben 
erforderlich; dafür wiederum ist Voraussetzung die 
Festlegung von technisch und ökonomisch begründeten 
Vorratsnormen, welche einerseits die Bildung produk­
tionsbedingter Vorräte sicherstellen, andererseits das 
Entstehen darüber hinausgehender Vorräte verhindern. 
Die Verordnung hat im einzelnen das Verfahren zum 
Gegenstand, durch welches derartige Vorratsnormen in 
allen volkseigenen Produktionsbetrieben zu entwickeln 
sind.

Die zweite der genannten Verordnungen betrifft die 
Materialverbrauchsnormen als Grundlage der Planung 
der Betriebe und als Voraussetzung für die Durchfüh­
rung der notwendigen Materialeinsparungen. Auch hier 
hat die bisherige Gesetzgebung auf diesem Gebiet, an 
deren Stelle die neue Verordnung tritt, nicht genügt, 
um die Festlegung technisch begründeter Materialver­
brauchsnormen in allen Zweigen der volkseigenen 
Wirtschaft zu gewährleisten; zur Erreichung dieses 
Ziels geht die Verordnung neue Wege, bei denen die 
bisherigen Erfahrungen auf dem Gebiet der Material­
planung ausgewertet worden sind.

Weiter ist hier zu nennen die Bekanntmachung des 
Beschlusses des Ministerrats über die Einführung der 
Festpreise für Bauhauptleistungen der volkseigenen 
Bauindustrie vom 4. August 1955 (GBl. I S. 621). Die­
sem Beschluß liegt ein schon im April v. J. erlassener 
Beschluß des Ministerrats zugrunde, durch den der Mi­
nister für Aufbau beauftragt worden war, für die ver­
schiedenen im Baugewerbe hauptsächlich in Frage kom­
menden Arbeiten, die sog. Bauhauptleistungen, Fest­
preise auszuarbeiten, da-für diese Leistungen entweder 
überhaupt noch keine Festpreise bestanden, oder die 
bestehenden Festpreise überhöht waren. Der neue Be­
schluß beauftragt den Minister für Aufbau, die unter­
dessen ausgearbeiteten Festpreise für die Kostenplanung 
und Preisangebote sämtlicher Bauleistungen vom Plan­
jahr 1956 an für verbindlich zu erklären; von diesem 
Datum ab dürfen Bauleistungen der volkseigenen Bau­
industrie nur noch auf der Grundlage der neuen Fest­
preise abgerechnet werden.
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